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Bericht zum Stand der deutschen Einheit

Es geht um gleichwertige 
Lebensverhältnisse in Stadt und Land
Trotz des Abbaus struktureller Differenzen zwi-
schen Ost- und Westdeutschland bewerten auch 
33 Jahre nach der Wiedervereinigung die Men-
schen noch in beiden Teilen des Landes die Lage 
unterschiedlich. Das ist ein Ergebnis des im Sep-
tember vorgelegten Berichts der Bundesregierung 
zum Stand der deutschen Einheit 2023.

Der Bericht, der seit 1997 jähr-
lich beziehungsweise seit 2022 
im Wechsel mit einem eigen-
ständigen Bericht des Beauf-
tragten der Bundesregierung 
für Ostdeutschland erscheint, 
konzentriert sich in seiner ak-
tuellen Ausgabe bewusst auf 
das Lebensumfeld der Bürge-
rinnen und Bürger, insbesonde-
re auf die Besonderheiten des 
Lebens in der Stadt und auf 
dem Land. Bemerkenswert ist, 
dass die Differenzen zwischen 
Stadt und Land, wenn es um 
die Einschätzung von gleich-
wertigen Lebensverhältnissen 
geht, viel größer sind als zwi-
schen Ost und West. Das heißt, 
die Bewertung fällt im ländli-
chen Raum Ostdeutschlands 
gegenüber der in ostdeutschen 
Städten viel unterschiedlicher 
aus als der Vergleich mit west-
deutschen kleinen Gemeinden. 
Dasselbe gilt auch umgekehrt.

Fakt ist allerdings, dass ein hö-
herer Anteil von Menschen in 
den ländlichen Regionen Ost-
deutschlands in einem Umfeld 
lebt, das von einer stagnieren-
den oder schrumpfenden Be-
völkerung, von anderen Fami
lienstrukturen und von einer 
geringeren Ausstattung mit 

Einrichtungen und Dienstleis-
tungen der Daseinsvorsorge 
geprägt ist. Stadt-Land-Unter-
schiede – zuungunsten ländli-
cher Regionen – zeigen sich in 
Ostdeutschland eher als in 
Westdeutschland. Dies betrifft 
zumindest die Versorgung mit 
Einkaufsmöglichkeiten, mit 
Ärztinnen und Ärzten sowie 
mit Apotheken. Mit den Ange-
boten des öffentlichen Nahver-
kehrs sind ländliche Regionen 
in Ost- und Westdeutschland 
gleichermaßen schlechter ver-
sorgt als Städte.

	< Passgenaue Maß­
nahmen erforderlich

Dieser differenzierte Befund 
bedeutet nichts anderes, als 
dass das Ziel gleichwertiger Le-
bensverhältnisse nur mit pass-
genauen Instrumenten erreicht 
werden kann, folgert die Bun-
desregierung in ihrem Bericht. 
Auch bei der Kommunikation 
von Politik sei eine Differenzie-
rung vonnöten, die mentale 
Unterschiede, historische Prä-
gungen und neuere Entwick-
lungen berücksichtigt. Denn 
gute Lebensbedingungen, wie 
bezahlbares Wohnen, schnelles 
Internet, eine erreichbare Ge-

sundheitsversorgung und all-
tagstaugliche, nachhaltige 
Mobilitätsangebote sind nicht 
überall gegeben und die Vor-
aussetzungen, sie zu erreichen, 
auch nicht überall gleich gut.

Für Ostdeutschland, das durch 
weniger urbane Zentren und in 
ländlichen Räumen durch eine 
geringere Bevölkerungsdichte 
und einen bereits weiter fort-
geschrittenen demografischen 
Wandel geprägt ist, stellt der 
Bericht zahlreiche politische 
und administrative Handlungs-
bedarfe fest. 

Dazu zählt zunächst die Un-
terstützung einer gezielten 
Einwanderung in den Arbeits-
markt. Hier hat die Bundesre-
gierung bereits verschiedene 
gesetzliche Maßnahmen ge-
troffen, um ausländische 
Fachkräfte zu gewinnen. 

Handlungsbedarf gibt es auch 
in Sachen Gleichstellung: Das 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 
fördert deshalb unter anderem 
eine Unterstützungsmaßnah-
me zur Steigerung des Frauen-
anteils in der (Kommunal-)Poli-
tik mit Schwerpunkt ländliche 
Regionen. Unterstützung 
kommt auch von der Europäi-
schen Union mit dem „Akti-
onsprogramm Kommune — 
Frauen in der Politik“.

Andere Förderprojekte zielen 
darauf ab, die Teilhabe älterer 
Menschen speziell beim Erwerb 
digitaler Kompetenzen zu un-
terstützen. Denn für diesen 

Personenkreis sind diese 
Kenntnisse ein entscheidender 
Schlüssel für gesellschaftliche 
Teilhabe. Ob Bankgeschäfte, 
Arzttermine, Mobilität im Nah- 
und Fernverkehr, Wohnungs- 
oder Informationssuche – die 
Digitalisierung wirkt in jeden 
Lebensbereich hinein.

Noch immer klaffen Angebot 
und Nachfrage bei der Kinder-
betreuung trotz einiger Investi-
tionsprogramme auseinander, 
und zwar im Osten wie auch 
im Westen Deutschlande. Für 
den weiteren Ausbau der Kita
angebote und der Ganztags
betreuung an Schulen setzen 
Bund und Kommunen wegen 
der unterschiedlichen Aus-
gangslagen auf enge Koope
ration. Ein enges Zusammen-
wirken ist übrigens auch bei 
der Förderung der Landwirt-
schaft und der ländlichen Räu-
me notwendig, in diesem Fall 
zwischen der EU, Deutschland 
und den Bundesländern.

	< Flächendeckende 
Gesundheitsversorgung

Um die Gesundheitsversorgung 
flächendeckend und qualitativ 
hochwertig in ländlichen ost-
deutschen Regionen sicherzu-
stellen, soll die geplante Kran-
kenhausreform einen wichtigen 
Beitrag leisten. Im Rahmen des 
vom Bundesgesundheitsminis-
terium geplanten Gesetzent-
wurfes zur Stärkung der Ge-
sundheitsversorgung in den 
Kommunen sind neben nieder-
schwelligen Gesundheitskios-
ken Primärversorgungszentren 
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Zum Stand 
der Deutschen 
Einheit
Bericht der Bundesregierung 2023

vorgesehen, die ein besonderes 
hausärztliches Versorgungsan-
gebot zur Verfügung stellen 
sollen. Darüber hinaus soll die 
Möglichkeit eröffnet werden, 
Gesundheitsregionen und kom-
munale medizinische Versor-
gungszentren zu bilden. „Ziel 
ist unter anderem, Kooperation 
und Koordination in der regio-
nalen Versorgung zu vertiefen, 
die sektorale Trennung zu über-
winden und so Qualität und 
Wirtschaftlichkeit in der Versor-
gung zu verbessern“, heißt es in 
dem Bericht. Auch die Digitali-
sierung eröffne große Potenzia-
le in der Gesundheitsversorgung 
in ländlichen Regionen. Der Aus-
bau und die bessere Integration 
telemedizinischer Leistungen, 
wie Videosprechstunden, Tele-
konsile, telemedizinische Funk-
tionskontrollen, Telemonitoring 
und telenotärztliche Behand-
lungen, zählen deshalb zu den 
zentralen Vorhaben der Bundes-
regierung. 

	< Deutliches Gefälle in der 
Gigabitversorgung

Ein deutliches Stadt-Land-Ge-
fälle besteht, so der Bericht, in 
der Gigabitversorgung. Laut 
Breitbandatlas des Bundes wa-
ren zum Stand Dezember 2022 
die rund 4,4 Millionen Haushal-
te in ländlichen Regionen nur zu 
31,3 Prozent mit Gigabit (1 000 
Mbit/s) versorgt, während im 
Bundesschnitt 70,5 Prozent der 
Haushalte mit Gigabit versorgt 
sind. Für 23,2 Prozent der Haus-
halte in Deutschland standen 
zum Jahresende 2022 Gigabit
anschlüsse auf der Basis von 
Glasfaser zur Verfügung, wobei 
die ostdeutschen Bundesländer 
aufgrund der geringeren Ver-
fügbarkeit von Kabelnetzen un-
ter dem Bundesschnitt liegen, 
jedoch bei Glasfaseranschlüs-
sen in den Ländern Branden-
burg und Mecklenburg-Vor-
pommern darüber. Erklärtes 
Ziel der Bundesregierung ist  
die flächendeckende Versor-
gung mit Glasfaseranschlüs- 
sen bis ins Haus und Flächen
deckung beim neuesten Mobil-
funkstandard bis 2030 – auch  
in ländlichen Räumen.

	< Förderung eines  
innovationsorientierten 
Strukturwandels 

Was die ostdeutsche Indus- 
trie betrifft, konstatiert der 
Bericht eine erfolgreiche 
Neuaufstellung. Neben klei-
nen und mittelgroßen Unter-
nehmen hätten sich regionale 
Schwerpunkte herausgebildet,  
darunter einige Standorte für 
Spitzentechnologien wie Mi
kroelektronik und Elektromo-
bilität. Das Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung 
(BMBF) fördert einen innova
tionsorientierten Struktur-
wandel in strukturschwachen 
Regionen in Ost- und West-
deutschland und unterstützt 
beispielsweise die Vision, das 
nordöstliche Mecklenburg-
Vorpommern zu einer Vorbild-
region der Bioökonomie zu 
entwickeln. 

In Sachen Klimaschutz bietet 
sich ein differenziertes Bild: 
Während in Brandenburg, 

Sachsen und Sachsen-Anhalt 
wegen der hohen Stromerzeu-
gung aus Braunkohle die Treib-
hausgasemissionen pro Kopf 
teils deutlich über dem Bun-
desdurchschnitt liegen, ist 
Mecklenburg-Vorpommern 
hingegen durch hohe Wind-
stromerzeugung geprägt. 

Beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien bestehen die größten 
Unterschiede nicht zwischen 
west- und ostdeutschen Bun-
desländern, sondern tendenzi-
ell zwischen dem windreichen 
Norden und dem sonnigen 
Süden sowie zwischen Stadt-
staaten und Flächenländern. 
Grundsätzlich lässt sich fest-
halten, dass die ost- bezie-
hungsweise westdeutsche Ver-
gangenheit der 16 deutschen 
Bundesländer bei Klimaschutz 
und Energiewende nur eine be-
grenzte Rolle spielt. Maßgeb
liche Faktoren sind ihre geo-
grafische Lage, Topografie, 
Siedlungs- und Wirtschafts-
struktur sowie auch die politi-

schen Rahmenbedingungen 
auf Landesebene. 

Der 176 Seiten umfassende Be-
richt der Bundesregierung zum 
Stand der Deutschen Einheit 
steht zum Download zur Ver-
fügung unter https://www.
bundesregierung.de/breg-de/
suche/deutsche-einheit-2023- 
2226088.�
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dbb Senioren

Thomas Krupp in den Vorstand gewählt
„Zukunft. Mit uns. Für alle.“ – unter diesem Motto tagte am 16. und 17. Oktober 2023 das höchste Gre-
mium der dbb bundesseniorenvertretung, der Bundesseniorenkongress. Zum dritten Mal nach 2013 
und 2018 wählten die 136 Delegierten eine neue Geschäftsführung der dbb bundesseniorenvertretung.

Unser Kandidat aus Mecklen-
burg-Vorpommern, der stell-
vertretende dbb Landesvorsit-
zende Thomas Krupp, wurde 
im ersten Wahlgang zu einem 
der Stellvertreter des wieder-
gewählten Vorsitzenden der 
dbb bundesseniorenvertre-
tung, Horst Günther Klitzing 
(DPhV), gewählt. Norbert Lütke 
(komba) bleibt weiterhin Zwei-
ter Vorsitzender. Max Schindl
beck (VBE) und Anke Schwitzer 
(DSTG) vervollständigen die 
Geschäftsführung als stell
vertretende Vorsitzende.

„Ich bin sehr stolz auf das 
Wahlergebnis und bedanke 
mich herzlich bei den Delegier-
ten für das in mich gesetzte 
Vertrauen. Dass mein langjäh-
riges Engagement im dbb und 
in der komba mecklenburg-vor-
pommern sich jetzt im Senio-
renbereich fortsetzt, ist ange-
sichts des demografischen 
Wandels folgerichtig. Beson-
ders am Herzen liegt mir die 
generationenübergreifende Zu-
sammenarbeit, von daher halte 
ich ein verstärktes Zusammen-
gehen der Querschnittsorgani-
sationen innerhalb des dbb – 
Frauen, Jugend und Senioren  
– für äußerst wichtig“, so 
Krupp nach seiner Wahl.

<	 Gemeinsam zu  
zukunftsfeste Lösungen 

Auch der Chef der dbb bundes-
seniorenvertretung, Horst 
Günther Klitzing, betonte in 
seiner Rede, dass die Koopera-
tion mit der dbb bundesfrau-
envertretung und der dbb ju-
gend künftig noch intensiviert 
werden soll: „Nur gemeinsam 
können wir zukunftsfeste Lö-
sungen für den öffentlichen 

Dienst und seine Angehörigen 
finden!“, betonte Klitzing. Er-
freut stellte er darüber hinaus 
fest, dass die bundessenioren-
vertretung in den vergangenen 
zehn Jahren zu einem unver-
zichtbaren Bestandteil des dbb 
beamtenbund und tarifunion 
geworden ist. Den Beschlüssen 
des Bundesseniorenkongresses 
entsprechend werde sich die  
Arbeit der dbb bundessenio-
renvertretung in den kommen-
den fünf Jahren den Hauptpro-
blemen widmen, die die dbb 
Senioren umtreiben: Sicherung 
der Alterseinkünfte, Pflege, al-
tersgerechte Wohnmöglichkei-
ten und nicht zuletzt gesell-
schaftliche Teilhabe im Alter.

Der dbb Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach erinnerte in 
seiner Rede unter anderem an 
die besonderen Schwierigkei-

ten der politischen und ge-
werkschaftlichen Arbeit in den 
vergangenen Jahren: Kriege, 
Pandemie, Inflation, Woh-
nungsnot, Pflegenotstand, brö-
ckelnde Finanzbasis der Sozial-
versicherungssysteme und 
Ungerechtigkeiten bei staatli-
chen Unterstützungsmaßnah-
men wie der Energiepauschale 
oder der Inflationsprämie hät-
ten die problematische Situa
tion gekennzeichnet und wirk-
ten weiter fort.

<	 Forderungen  
geschickt platziert

„Trotzdem ist es der Geschäfts-
führung der dbb bundessenio-
renvertretung gelungen, ihre 
Forderungen geschickt in Poli-
tik und Öffentlichkeit zu plat-
zieren“, betonte Silberbach. 
Stets habe sie dabei mit Gespür 

für das „Gleichgewicht von 
Kampfgeist und Zurückhal-
tung“ agiert. „Die Entscheidung 
des dbb Gewerkschaftstages 
2022, den Vorsitzenden unserer 
dbb bundesseniorenvertretung 
als Gastmitglied in die dbb 
Bundesleitung zu integrieren, 
war goldrichtig. Die Arbeit der 
Bundesleitung wird durch die 
Einbeziehung von Frauen, Ju-
gend und Senioren eindeutig 
bereichert“, unterstrich der  
dbb Bundesvorsitzende. 

<	 Gute Wünsche vom  
Landesvorsitzenden

Der Landesvorsitzende des 
dbb m-v, Dietmar Knecht, 
zeigte sich ebenfalls sehr er-
freut über die Wahl seines 
Stellvertreters Thomas Krupp 
in den geschäftsführenden 
Vorstand der dbb bundesseni-
orenvertretung. „Ich gratulie-
re dem Kollegen Thomas 
Krupp sehr herzlich und wün-
sche ihm für sein neues Amt 
alles Gute. Zudem freue ich 
mich, dass Mecklenburg-Vor-
pommern mit einer starken 
Delegation auf dem Bundes-
seniorenkongress vertreten 
war. Das zeigt deutlich, dass 
auch in unseren Mitglieds
gewerkschaften die Senioren-
arbeit einen hohen Stellen-
wert hat“, so Knecht. Das sei 
nicht zuletzt auf die gute Ar-
beit der dbb landessenioren-
vertretung unter ihrem Vorsit-
zenden Gerd Dümmel in den 
letzten Jahren zurückzufüh-
ren. Schließlich sei diese bei 
ihrer Gründung im November 
2016 bundesweit eine der ers-
ten dbb landesseniorenvertre-
tungen überhaupt gewesen, 
rief der dbb Landesvorsitzen-
de in Erinnerung.�

	< Die Delegierten aus Mecklenburg-Vorpommern auf dem 3. Bundessenio-
renkongress: Gerd Dümmel, Klaus Peter Glimm, Viktor Urban, Sonja Reich, 
Thomas Krupp, Helmut Halwahs, Klaus Junker, Sonja Blanck (von links)
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20 Jahre BTB M-V

Jubiläum im Rostocker Zoo
Vor 20 Jahren, im November 2003, gründete eine Gruppe von Gewerbeauf-
sichtsbeamten den BTB – Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaft 
Mecklenburg-Vorpommern (BTB M-V). Längst ist die Gewerkschaft in allen 
Bundesländern vertreten und natürlich hat sich auch die ursprüngliche Mit-
gliederzahl von neun inzwischen vervielfacht. In Mecklenburg-Vorpommern 
ist neben die Fachgruppe Gewerbeaufsicht eine weitere hinzugetreten, 
nämlich die der Berufsfeuerwehr.

Zum 20-jährigen Bestehen 
trafen sich die Mitglieder des 
BTB M-V am 20. Oktober 2023 
in Rostock bei bestem nord-
deutschen Schmuddelwetter. 
Zu dem freudigen Ereignis 
eingeladen war auch der dbb 
Landesvorsitzende Dietmar 
Knecht. 

Als besonderes Schmankerl des 
„Jubiläumstreffens“ hatten 
sich die Organisatoren eine 
technische Führung durch das 
Polarium des Rostocker Zoos 
einfallen lassen. Denn wann 
hat man schon mal die Gele-
genheit, hinter die Kulissen 
eines Zoos zu schauen – und 
zwar unter der fachkundigen 
Führung des technischen Lei-
ters des Rostocker Zoos, Keno 
Dirks. Der machte seine Sache 
hervorragend und musste viele 
Fragen seiner technisch ver-
sierten Besuchergruppe beant-
worten.

Nach der Führung blieb noch 
etwas Zeit, den Zoo auf eigene 
Faust zu erkunden, bevor es 
gleich nebenan ins Wirtshaus 
Trotzenburg ging, 

<	 Rückschau auf  
Gewerkschaftspolitik

Hier ergriff der Landesvorsit-
zende Udo Dannhauer das 
Wort und hielt noch einmal 
Rückschau auf die Herausfor-
derungen der letzten zehn Jah-
re. So setzte sich BTB M-V in 
der gesamten Zeit von 2013 bis 
2020 immer wieder dafür ein, 
dass die Möglichkeiten zur An-

erkennung von Erfahrungs-
dienstzeiten auch voll aus
geschöpft werden. 

Ein besonderer Erfolg gelang 
nach 13 Jahren Rechtsstreit 
mit der Hansestadt Rostock. 
Die Kläger, unter ihnen der  
BTB M-V, erreichten, dass die 
Beamten der Berufsfeuerwehr 
Rostock über eine Million Euro 

Nachzahlungen für zurücklie-
gende Mehrarbeit erhielten. 

Im Jahr 2018 engagierte sich 
der BTB M-V insbesondere für 
die Aufnahme der Notfallsani-
täterzulage in die Erschwernis-
zulagenverordnung. Und na-
türlich zählen auch die beiden 
Gewerkschaftstage im Okto-
ber 2016 und 2021 zu den ge-

werkschaftspolitischen Höhe-
punkten der letzten zehn 
Jahre.

<	 Maßnahmen gegen 
Fachkräftemangel

Aktuell arbeitet der BTB M-V 
daran, dem Fachkräftemangel 
im technischen und naturwis-
senschaftlichen Bereich entge-
genzuwirken. In der Würzbur-
ger Resolution des BTB sind zur 
Verbesserung der Situation 
konkrete Vorschläge unterbrei-
tet worden, die es jetzt umzu-
setzen gilt. Dazu gehören bei-
spielsweise eine verstärkte 
eigene Ausbildung, weitere 
Verbeamtungen und die Anhe-
bung der Einstiegs- und Spit-
zenämter. � ▶

	< Trotz des schlechten Wetters guter Stimmung: die BTB-Mitglieder mit dem dbb Landesvorsitzenden Dietmar 
Knecht (9. von links) vor dem Polarium des Rostocker Zoos
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Landesvertretertag der DJG M-V

Katja Rosenau ist neue Vorsitzende 
Die Deutsche Justiz-Gewerkschaft Mecklenburg-
Vorpommern (DJG M-V) hat auf ihrem Landesver-
tretertag am 18. Oktober in Rostock eine neue 
Vorsitzende gewählt. Katja Rosenau, die langjähri-
ge stellvertretende Vorsitzende der Gewerkschaft, 
ist Bernd Kammermeier im Amt gefolgt. 

Bernd Kammermeier wird der 
neuen Vorsitzenden, die auch 
stellvertretende Hauptperso-
nalratsvorsitzende im Ministe-
rium für Justiz, Gleichstellung 
und Verbraucherschutz Meck-
lenburg-Vorpommern ist, künf-
tig als stellvertretender Lan-
desvorsitzender zur Seite 
stehen. 

Als Beisitzerinnen wurden 
Claudia Utes, Christin Baade, 
Monique Westphal und Jeanette 
Kretschmer gewählt. Die finan-
ziellen Geschicke der DJG liegen 
auch künftig in den bewährten 
Händen von Toni Kendzierski 
und die Kassenprüfung wird 
nach wie vor von Sonja Reich 
durchgeführt werden.

Der dbb m-v wünscht dem 
neuen Vorstand der DJG viel 
Erfolg und freut sich auf eine 
Fortsetzung der guten Zusam-
menarbeit. 

Thematische Schwerpunkte 
des Vertretertags waren insbe-
sondere der Entwurf des Dop-
pelhaushalts 2024/2025 von 
Mecklenburg-Vorpommern so-
wie die Umgruppierung der 
Justizfachangestellten gemäß 
TV-L.

<	 Verbeamtungen begrüßt

Von der DJG wird nachdrück-
lich begrüßt, dass im mittleren 
Dienst der Justiz wieder verbe-
amtet wird und dafür auch 
wieder die Ausbildung an der 
Fachhochschule in Güstrow 
angeboten werden soll. „Das 
ist ein guter Schritt hin zu ei-
ner zukunftsfesten Justiz in 
Mecklenburg-Vorpommern, 
denn der Beamtenstatus ist 
Garant für eine leistungsfähi-
ge und unabhängige Justiz“, 
waren sich die Delegierten 
einig. Die Verbeamtung er-
mögliche es dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern zudem, 
leistungsgerechte und attrak-
tive Arbeitsplätze in der Justiz 
anzubieten und auf diese Wei-
se das notwendige Personal im 
Land zu halten. Auch der mit 
der Verbeamtung eröffnete 
unkomplizierte Einstieg in das 
Gerichtsvollzieherwesen bie-
tet nach Einschätzung der DJG 
attraktive Entwicklungsmög-
lichkeiten und stellt den mitt-
leren Dienst insgesamt we-
sentlich stärker auf. Erfüllt 
werde jetzt eine langjährige 
Forderung der DJG, die über 
viele Jahre leider oft nur noch 
belächelt worden sei. 

Dagegen falle bei einem kriti-
schen Blick auf den Entwurf des 
Haushaltplans 2024/2025 leider 
auf, dass die Dienstposten im 
mittleren Dienst der Gerichte 
und Staatsanwaltschaften bei 
der Besoldungsgruppe A 8 en-
den und nicht bei der A 9Z, wie 
in vielen anderen Ländern üb-
lich und auch für den mittleren 
Dienst durchaus vorgesehen. 

<	 Zu niedrige Dienst­
postenbewertungen

„Warum ergibt die Dienstpos-
tenbewertung in unserem 
Land für diese Tätigkeiten so 
niedrige Bewertungen, wäh-
rend in anderen Ländern die 
Bandbreite voll ausgeschöpft 
werden kann? Wie viele Stellen 
müssten hier tatsächlich vor-
gesehen werden? Und über-
haupt: Gibt es nicht viel zu 
wenige A 8-Stellen (nur 272), 
wenn im Tarifvertrag dafür die 
E 9a vorgesehen ist und die Tä-
tigkeiten entsprechende Merk-
male beinhalten? Wir fordern 
deshalb eine deutliche Erhö-
hung der A 8er-Stellen auf  
382 und die Schaffung von  
50 A 9er-Stellen im Haushalts-
plan“, heißt es dazu in der Stel-
lungnahme der DJG. „Gleiches 
gilt natürlich auch für den ein-
fachen Dienst (Justizwacht-
meisterei). Warum gibt es so 
wenige A 6-Stellen (nur 34 im 
Gegensatz zu 123 A 5-Stellen) 
und vor allem warum keine 
A 7- oder A 8-Stellen? A 6-Stel-
len sind nach der aktuellen 
Dienstpostenbewertung nur 

für leitende Wachtmeister  
und Wachtmeisterinnen vor
gesehen. Der Aufgabenschwer-
punkt verlagert sich aber im-
mer mehr in den mittleren 
Dienst, da allein das Scannen 
und Signieren der Schriftstücke 
ja schon Aktenführung und da-
mit eigentlich originäre Aufga-
be einer Geschäftsstelle ist.“

<	 Bewerber ziehen sich 
zurück

Im Kollegenkreis würde wegen 
der niedrigen Besoldung bereits 
über den Verbleib in der gesetz-
lichen Krankenversicherung dis-
kutiert. Gerade im einfachen 
Dienst stellten die hohen Kosten 
für die privaten Krankenkassen 
eine übermäßige Belastung dar. 
In der Vergangenheit hätten ei-
nige Bewerberinnen und Bewer-
ber aus diesem Grund bereits 
zugesagte Stellen wieder abge-
sagt. So weit würde es nach 
Überzeugung der DJG über-
haupt nicht kommen, wären die 
Dienstposten entsprechend be-
wertet worden beziehungswei-
se überhaupt vorhanden. Gefor-
dert wird deshalb eine deutliche 
Erhöhung der A 6er- auf 90 Stel-
len im Haushaltsplan.

Für die Gerichts- und Bewäh-
rungshilfe (gehobener Dienst) 
stelle sich die Frage, warum  
es 60 A 10-Stellen und nur  
14 A 11-Stellen und sechs 
A 12-Stellen gibt? Im Vergleich 
hierzu sieht es bei den Rechts-
pflegern (ebenfalls gehobener 
Dienst) wesentlich besser aus: 

Weiterer Arbeitsschwerpunkt 
neben dem Abbau des Fach-
kräftemangels ist die Personal-
situation im LAGuS. In Gesprä-
chen mit Landtagsabgeordne-  
ten hat der BTB M-V bereits für 
mehr Stellen beim Arbeits-
schutz, beim Patientenschutz 

und der Produktsicherheit ge-
worben und an entsprechende 
Aussagen im Koalitionsvertrag 
erinnert. Kritisch sieht der BTB 
M-V das Wiederaufleben eines 
Personalkonzeptes, wonach 
jede dritte Stelle nicht nach
besetzt werden soll. 

Innergewerkschaftlich arbeitet 
der BTB M-V in Bundesarbeits-
kreisen und auch in der BTB-
Frauenvertretung mit. 

Mit Blick auf die Zukunft 
unterstrich Udo Dannhauer 
schließlich: „Der BTB M-V 

braucht noch mehr neue Mit-
glieder und auch solche, die 
sich als Vorstandsmitglied oder 
Fachgruppenleiter einbringen 
wollen. Die Rahmenbedingun-
gen sind vorhanden, es kommt 
auf die Ideen jedes Einzelnen 
an.“�
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98 A 10-Stellen stehen 120 
A 11-Stellen und 68 A 12-Stel- 
len gegenüber. Es gibt also im 
Rechtspflegerdienst im Gegen-
satz zum ambulanten Sozial-
dienst überproportional viele 
Beförderungsämter.

<	 Ungleichbehandlung bei 
Beförderungsämtern

Diese Ungleichbehandlung will 
die DJG beendet wissen, weil 
Gerichts- und Bewährungshel-
fer ebenfalls eine amtsange-
messene Besoldung verdienen. 
„Gerichts- und Bewährungshel-
fer sind Garanten für die innere 
Sicherheit im Land und decken 
regelmäßig mit ihren privaten 
Pkws für 35 Cent pro Kilometer 
die ambulante Versorgung der 
Probandinnen und Probanden 
für das ganze Land ab. Sie fah-
ren viele Tausend Kilometer im 
Jahr und werden nach den seri-
ösen Berechnungen des ADAC 
(Kosten circa ein Euro pro Kilo-
meter) dafür nicht kosten
deckend entschädigt. Wir for-

dern deshalb unter anderem 
eine deutliche Aufstockung  
der A 11er (um 30 Stellen) und 
A 12er (um 15 Stellen) in An-
gleichung an den Rechtspfle-
gerdienst und damit verbunden 
eine neue Dienstpostenbewer-
tung. Die Stellenkegel sollten in 
allen Besoldungsgruppen ange-
passt werden und einheitlich 
sein“, unterstrich Katja Rose-
nau in diesem Zusammenhang.

Zur Finanzierung dieser Forde-
rungen schlägt die DJG M-V 
vor, die obere Landesbehörde 
„LaStar“ abzuschaffen und die 
Sozialen Dienste der Justiz so-
wie die Aufsichtsstelle – wie 
bundesweit üblich – organisa-
torisch an die Gerichte zurück-
zuführen. Auf diese Weise 
könnten nach Einschätzung der 
DJG Einsparungen im Landes-
haushalt im unteren einstelli-
gen Millionenbereich erzielt 
werden, ohne dass die Leistun-
gen der Sozialen Dienste der 
Justiz dadurch wesentlich be-
einträchtigt würden. Die Ver-

waltung der Liegenschaften 
und des Personals könnte bei-
spielsweise von einem Gericht 
mit übernommen werden. Im 
Ergebnis biete die Rückführung 
der Sozialen Dienste der Justiz 
an die Gerichte deutliche Ein-
sparpotenziale, ohne Qualitäts-
verluste bei der Dienstleistung 
Gerichts- und Bewährungshilfe 
hervorzurufen.

Auch die überwiegende Mehr-
heit der Gerichts- und Bewäh-
rungshelferinnen und -helfer 
würde eine solche Rückfüh-
rung begrüßen. Politisch könn-
te sich die Maßnahme nach 
Einschätzung der DJG deshalb 
durchaus positiv auswirken. 
Mit einer deutlichen Zustim-
mung aus der Kollegenschaft 
bei einem solchen Schritt wäre 
jedenfalls zu rechnen.

<	 Entbürokratisierung 
vorantreiben

Darüber hinaus sollte über 
weitere Maßnahmen zur 

Entbürokratisierung nachge-
dacht werden. „Warum wird 
in Mecklenburg-Vorpommern 
zum Beispiel immer noch an 
dem Anachronismus des aner-
kannten Privat-Pkw festgehal-
ten? Weshalb gibt es immer 
noch keine elektronische 
Fahrtkostenabrechnung für 
dienstlich veranlasste Fahr-
ten? Warum gibt es beim The-
ma Digitalisierung immer 
noch Alleingänge, während 
andere Länder längst in groß 
angelegten Entwicklungsbün-
den arbeiten?“, fragt die DJG.

Auch die Stärkung des Opfer-
schutzes im Land werde von 
der Landesregierung nicht mit 
der nötigen Konsequenz voran-
getrieben und finanziell ausge-
stattet. Nach Ansicht der DJG 
sollte sich die Justiz gerade im 
Bereich der Schadenswieder-
gutmachung und des Täter-
Opfer-Ausgleichs neu aufstel-
len und Konflikte nicht immer 
erst im Gerichtssaal zu lösen 
versuchen. �

	< Der neue gewählte Landesvorstand der DJG: Katja Rosenau, Toni Kendzierski, Christin Baade, Sonja Reich, Monique Westphal, Claudia Utes, Jeanette 
Kretschmer und Bernd Kammermeier (von rechts)
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Tag der Polizei – 
gemeinsam mehr 
erreichen
6 000 Quadratmeter Fläche, 
70 Stände und Aussteller sowie 
knapp 7 000 Besucher – das war 
die Bilanz des „Tages der Polizei 
Sachsen“ am 30. September 
2023 im Bereich der Polizeidirek-
tion in Görlitz. Zugleich ist die 
Veranstaltung der Startschuss 
für das Gemeinschaftsprojekt 
der Hochschule der Sächsischen 
Polizei (FH) und der Polizeidirek-
tion Görlitz gewesen. 

Der SBB war mit einem Infor-
mationsstand vertreten und 
hat über die Vielfalt seiner Mit-
gliedsgewerkschaften infor-
miert. Viele Gäste des Festes 
stimmten zu, dass Gewerk-
schaften gerade in der heuti-
gen Zeit eine wichtige Rolle  
für die Beschäftigten spielen.

Zahlreiche Besucher unter-
stützten auch die Unterschrif-

tensammlung des SBB, mit 
deren Hilfe auch in Sachsen 
endlich ein Anspruch auf fünf 
Tage Bildungsurlaub durch
gesetzt werden soll.�

Parlamentarischer Abend des SBB –  
ein Erfolgsmodell
Traditionell im Herbst hat der SBB auch in diesem 
Jahr zum Parlamentarischen Abend eingeladen. 
Mit großer Resonanz, denn die Landesvorsitzende 
Nannette Seidler konnte zahlreiche Vertreterin-
nen und Vertreter aus der sächsischen Politik und 
Verwaltung sowie Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter aus der dbb- und der #SBBFamilie in 
Dresden begrüßen.

Das Konzept der Veranstaltung 
ist dabei so einfach wie erfolg-
reich: Außerhalb von Amtsstu-
ben und Besprechungsräumen 
werden große und kleine The-
men angesprochen und es wird 
sich locker ausgetauscht. Ganz 

nebenbei lernt man sich besser 
kennen und stellt dabei sehr 
schnell fest, dass sich außer 
dem Funktionär, der Entschei-
derin, dem Verantwortungs-
träger immer auch Menschen 
begegnen. Menschen, die – bei 

<	 Amtsangemessene Alimentation – Update

>	Die wichtigste Nachricht vorweg: Der SBB Beamtenbund und 
Tarifunion Sachsen wird die im Vierten Gesetz zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften (Viertes Dienstrechtsänderungs
gesetz – 4. DRÄndG) getroffenen Regelungen auf ihre Verfas-
sungskonformität gerichtlich überprüfen lassen! 

>	Es wird zu klären sein, ob mit diesem Gesetz den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts zur amtsangemessenen Alimentation 
der Beamtinnen und Beamten in Sachsen Genüge getan wurde.

>	Die Amtsangemessenheit der sächsischen Besoldung ist nicht 
Kür, sondern glasklare Pflicht des Dienstherrn. 

>	Als SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen werden wir, im 
Interesse unserer Mitglieder, im Interesse der sächsischen Beam-
tinnen und Beamten, für Rechtssicherheit sorgen.

>	Die aktuelle SBB NEWS haben wir am 25. Oktober 2023 unseren 
Mitgliedsgewerkschaften zugeleitet. Wendet euch also gern an 
eure Landes-, Bezirks- oder Ortsvorstände, die euch umfassend 
informieren können.

<	 Vor Ort am SBB-Stand: André 
Ficker und Klaus-Peter Schölzke

<	 Prof. Thomas Popp (Staatssekretär für Digitale Verwaltung und Verwal-
tungsmodernisierung), Roland Krieger (Präsident SVWA), Nannette Seid-
ler (Landesvorsitzende SBB), Manja Kropp (stellvertretende Landesvorsit-
zende DSTG Sachsen) (von links)
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aller Unterschiedlichkeit – 
dann doch ähnliche Ziele, glei-
che Hobbys und manchmal 
auch denselben Humor haben.

Themen für einen Austausch 
gab es jedenfalls genug, wie 
die Landesvorsitzende Nannet-
te Seidler zu Beginn kurz aufge-
zeigt hatte: Demografie, Digi-
talisierung und Demokratie 
heißen die aktuellen Probleme 
und großen Herausforderun-
gen. Und für den SBB ist klar: 
„Wenn wir unseren öffentli-
chen Dienst und dessen privati-
sierte Bereiche zukunftsfähig, 
ja zukunftsfest aufstellen wol-
len, braucht es JETZT entschlos-
senes Handeln. Und es braucht 
auch den Mut, einmal neue 
Wege zu gehen. Fachkräfte- 
und Nachwuchsgewinnung ist 
nur die eine Seite der Medaille, 
unsere Kolleginnen und Kolle-
gen werden nur dauerhaft en-

gagiert sein, wenn die Rahmen-
bedingungen stimmen. Wir in 
der SBB-Familie wissen, wo der 
Schuh drückt. Und wir sind 
überzeugt, dass wir diese Her-
ausforderungen am besten ge-
meinsam anpacken sollten, ja 
müssen. Dazu müssen wir im-
mer wieder miteinander reden. 
Unser Parlamentarischer 
Abend war dafür eine weitere, 
eine hervorragende Gelegen-
heit.“

<	 Positives Feedback

Sehr positiv ist die Resonanz 
der Kolleginnen und Kollegen 
auf den Parlamentarischen 
Abend:

„Mit erstaunlicher Offenheit 
konnte man über ,alles‘ reden 
und erhielt ehrliche Antworten, 
wenn man fragte.“  
(Franz-Josef Fischer/KEG Sachsen)

„Ein schöner Abend mit einem 
breiten Teilnehmerfeld – viele 
interessante Gespräche und 
Gesprächspartner vor Ort – be­
denklich für das SMK, dass von 
dort niemand anwesend war ...“ 
(Michael Jung/SLV)

„In den Gesprächen konnte ich 
von verschiedenen Personen 
Sorgen und Nöte, aber auch 
eine Erweiterung meines Hori­
zontes erfahren. Es hat sowohl 
meine Arbeit als auch mich per­
sönlich bereichert.“  
(Antje Bräuer/SBB Frauen)

„Ich bin überrascht gewesen, in 
welch entspannter Atmosphä­
re wir mit den Vertreterinnen 
und Vertretern aus Politik und 
Verwaltung sprechen konnten. 
Unsere gewerkschaftlichen 
Themen konnte ich einbringen 
und es war sofort eine Basis für 
Gespräche da, ohne gleich ein 
großes Ziel zu verfolgen, aber 

doch, um die gegenseitigen 
Standpunkte auszutauschen. 
So ein Abend schafft eine per­
sönliche Ebene, auf der wir in 
weiteren Gesprächen aufbau­
en können.“  
(Manja Kropp/DSTG)

„Sehr gute Veranstaltung, inter­
essante und wichtige Gespräche 
mit positiver Nachwirkung.“  
(Lars Vollbarth/DGVB) 

„Ich konnte viele interessante 
Gespräche mit Gästen aus Poli­
tik und Gewerkschaften führen. 
Gab viele Inspirationen und der 
Austausch miteinander ist im­
mer eine gute Gelegenheit, sich 
auch mal persönlich kennen­
zulernen, um dem ganzem ein 
Gesicht zu geben.“  
(Ronald Kampe/GDL)

Eines ist für den SBB jedenfalls 
klar: „Das machen wir unbe-
dingt mal wieder!“�

<	 Die Justiz im Gespräch: Thomas Santa (stellvertretender Vorsitzender 
DBSH) mit Mathias Weilandt (Staatssekretär SMJUSDEG) und Staatsmi-
nisterin Katja Meier (SMJUSDEG) mit Thomas Porr (Vorsitzender BSBD 
Sachsen) und Tanja Romstedt (Vorsitzende VSR) (von links)

<	 Roland König 
(Vorsitzender 
vbba, links) 
und Rainer 
Wendt 
(Vorsitzender 
DPolG)

Tag der offenen Hochschule Meißen
Am 21. Oktober 2023 öffnete die Hochschule 
Meißen (FH) und Fortbildungszentrum des 
Freistaates Sachsen wieder für alle Interes­
sierten ihre Pforten.

Ob Fachvorträge der einzelnen Fachbereiche, 
Infomesse oder Führungen über den Campus, 
all das konnten potenzielle Anwärter in der 
Zeit von 9 bis 14 Uhr besuchen.

Die Hochschule bildet in fünf Fachbereichen 
aus: Allgemeine Verwaltung, Sozialverwal-
tung und Sozialversicherung, Steuer- und 
Staatsfinanzverwaltung, Rechtspflege und 
Digitale Verwaltung sowie auch den Nach-
wuchs für die gehobene Funktionsebene in 

der Verwaltung und Justiz des Freistaates 
Sachsen. Das Fortbildungszentrum ist damit 
die zentrale ressortübergreifende Fortbil-
dungseinrichtung für die Bediensteten der 
Landesverwaltung.

Auch der SBB war mit einem Stand auf der 
Infomesse vertreten und konnte viele Fragen 
der Besucher rund um das Studium, die Kran-
kenversicherung und natürlich auch zum 
Beitritt in eine der SBB Fachgewerkschaften 
beantworten.

 
Weitere Informationen unter:  
www.hsf.sachsen.de

<	 Nannette Seidler (SBB) und die Jugend vom 
BTB und DSTG, Alaa Yahya und Lukas Haupt-
mann (von links)
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SBB Frauen

Landesfrauenkongress  
wählt neuen Vorstand
Der VII. Landesfrauenkongress (LFK) der SBB 
Frauen am 17. Oktober 2023 in Dresden stand  
klar im Zeichen der Veränderung. Die Delegierten 
wählten eine neue Führungsriege.

Inhaltlich bot der Landesfrau-
enkongress den Teilnehmerin-
nen die Gelegenheit, aktuelle 
gesellschaftliche Fragen und 
Herausforderungen zu disku-
tieren. Ein Schwerpunkt war 
dabei der Volksantrag, der 
auch für Sachsen ein Recht auf 
fünf Tage jährlichen Bildungs-
urlaub fordert. Unter dem 
Motto „Gemeinsam stark für 
die Zukunft“ wurde außerdem 
über Themen wie Gleichbe-
rechtigung, Geschlechterge-
rechtigkeit, Bildungschancen 
und Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf debattiert. Die De-
legierten tauschten Ideen aus, 
um Lösungsansätze für diese 
drängenden Fragen zu finden. 

Die Landesvorsitzende des SBB, 
Nannette Seidler, stimmte in 
einem Grußwort auf die aktu-
elle Tarifrunde der Länder ein 
und warb um Solidarität und 
aktive Unterstützung aller 
Fachgewerkschaften.

Ein Höhepunkt des Kongres-
ses war die Wahl des neuen 
Vorstandes der SBB Frauen. 
Nach Jahren engagierter Tä-
tigkeit wurde der bisherige 
Vorstand mit einem herzli-
chen DANKESCHÖN für viele 
Jahre toller Arbeit verabschie-
det, wobei aus unterschiedli-
chen Gründen nur ein Mitglied 
des bisherigen Vorstandes sei-
ne weitere Vorstandstätigkeit 
zusicherte. Damit wurde drin-
gend ein neuer Vorstand ge-
sucht – und es wurde auch ein 
Team engagierter Frauen da-
für gewonnen mit Antje Bräu-
er (SLV) als Vorsitzende und 

den Stellvertreterinnen Diana 
Arndt (vbba), Anne Baumbach 
(SLV) und Monika Dietz (VLFS). 

Die frisch gewählte Vorsitzen-
de Antje Bräuer unterstrich in 
ihrer Antrittsrede die Wirkung 
der kontinuierlichen Arbeit der 
SBB Frauen über die Gewerk-
schaft hinaus für alle Frauen in 
Sachsen. Auch deshalb sei des 
notwendig, die Ziele des SBB 
weiter voranzutreiben.

Der Landesfrauenkongress  
bot jedoch nicht nur Raum  
für politische Diskussionen 

und Wahlen, sondern auch für 
vielfältige Anträge und den 
Austausch von Erfahrungen. 
Die Teilnehmerinnen ermutig-
ten sich gegenseitig, stark für 
ihre Ziele zu sein und sich ak-
tiv in ihren Organisationen 
und Verbänden für die Rechte 

und Bedürfnisse von Frauen 
einzusetzen.

<	 Stärke und 
Zusammenhalt

Der Landesfrauenkongress 
der SBB Frauen war somit 

nicht nur ein bedeutendes 
politisches Ereignis, son- 
dern auch DIE Gelegenheit, 
gemeinsam Stärke und Zu-
sammenhalt der Frauen in 
Sachsen zu zeigen. Am Ende 
des Kongresses waren nicht 
nur viele neue Kontakte ge-
knüpft, sondern auch der 
Blick über den eigenen Teller-
rand deutlich erweitert.  
Wir sind gespannt, welche 
positiven Weiterentwicklun-
gen es für die Gleichstellung 
der Frauen in Sachsen in den 
nächsten Jahren geben wird 
und was mithilfe der SBB 
Frauen für die Zukunft er-
reicht werden kann. Denn 
auch hier gilt das Motto: 
„Wirkung kommt von  
WIR – Gemeinsam mehr 
erreichen.“�

<	 Nannette Seidler (Landesvorsitzende SBB), Antje Bräuer (Vorsitzende SBB 
Frauen), Diana Arndt (stellvertretende Vorsitzende SBB Frauen), Monika 
Dietz (stellvertretende Vorsitzende SBB Frauen), Anne Baumbach (stell-
vertretende Vorsitzende SBB Frauen), Steffen Winkler (stellvertretender 
Vorsitzender SBB) (von links)

<	 Die Teilnehmerinnen des LFK 
und Steffen Winkler als Vertre-
ter der Landesleitung des SBB
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Seminar

Interessante Reden bei Veranstaltungen
Bei Reden kommt es nicht allein darauf an, was gesagt, sondern vor allem 
auch, wie es präsentiert wird. Bei einem zweitägigen, von dbb akademie 
und SBB organisierten Seminar zum Thema „Interessante Reden bei Veran-
staltungen“ wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer deshalb ausführ-
lich mit Rede- und Präsentationstechniken vertraut gemacht. 

Referentin Manuela Lott führ-
te theoretisch und praktisch  
in verschiedene Aspekte der 
Kommunikation und ihre 
Wirkung ein.

Unter anderem wurde die hohe 
Bedeutung von Körpersprache 
und Stimmlage für eine interes-
sante Rede beziehungsweise für 
die aufmerksame Aufnahme 
ihres Inhalts bei den Zuhörern 
an Beispielen und praktischen 
Übungen herausgearbeitet. Mit-
hilfe von Visualisierungstechni-
ken konnten in Gruppenarbeit 
über 30 Möglichkeiten erarbei-
tet werden, wie einer Rede der 
wichtige „Wow-Effekt“ ver
liehen werden kann.

Ein weiterer Schwerpunkt des 
Seminars lag auf optimaler 
Präsentationstechnik. Die Teil-
nehmer erhielten Tipps und 
lernten Tricks, wie sie ihre 

Stimme, ihre Gestik und vor 
allem ihre Körpersprache ef-
fektiv einsetzen können, um 
eine Botschaft überzeugend  
zu vermitteln. 

Das Seminar zeichnete sich 
durch einen praxisorientierten 
Ansatz aus. Theoretische Inhal-
te wurden durch praktische 
Übungen ergänzt, um das Er-
lernte direkt zu erproben und zu 
festigen. Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer hatten die Möglich-
keit, eigene Reden vorzuberei-
ten und zu präsentieren, um ein 
Feedback und Verbesserungs-
vorschläge von Referentin Ma-
nuela Lott und den anderen 
Teilnehmern zu erhalten. 

<	 Auf den Einstieg  
kommt es an

Wichtiger Bestandteil einer 
interessanten Rede ist auch ein 

starker und aufmerksamkeits-
erregender Einstieg. Dies kann 
beispielsweise eine persönliche 
Anekdote, eine überraschende 
Statistik oder eine provokative 
Frage sein, die das Interesse 
des Publikums weckt. Nicht 
weniger bedeutsam ist der 
rote Faden in einer Rede, was 
an Beispielen besonders deut-
lich wurde. Ein authentischer 
Redner schließlich wirkt glaub-
würdig und gewinnt dadurch 
das Vertrauen des Publikums. 
Er zeigt seine Persönlichkeit 
und seine Leidenschaft für das 
Thema und weckt so das Inter-
esse des Publikums. Spaß und 
Humor dürfen nicht fehlen.

<	 Praktischer Nutzen

Die Mitglieder aus den ver-
schiedenen kommunalen und 
staatlichen Dienststellen und 
aus den Fachgewerkschaften 

konnten bei dem Seminar 
neue Erkenntnisse gewinnen, 
die sie für ihre Aufgaben als 
Personalräte, Jugend- und 
Auszubildendenvertreter, Ver-
trauenspersonen der schwer-
behinderten Menschen und 
als Funktionsträger in gewerk-
schaftlichen Gremien nutz-
bringend anwenden können.

Die Landesvorsitzende Nan-
nette Seidler stellte am Bei-
spiel von Kernbotschaften der 
gewerkschaftlichen Arbeit dar, 
wie durch gezielte Wortwahl 
eine Botschaft verstärkt wer-
den kann. 

Insgesamt war das Seminar 
eine wertvolle Weiterbildung 
für alle, die ihre rhetorischen 
Fähigkeiten und Methoden 
verbessern und ihre Zuhörer 
begeistern möchten. Eine 
Fortsetzung und Vertiefung 
des Seminars werden von al-
len Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern gewünscht. Der SBB 
hat auch im Jahr 2024 Semina-
re gemeinsam mit der dbb 
akademie geplant. 

André Ficker
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Spitzengespräch im Finanzministerium

Das lange Warten auf amtsangemessene 
Alimentation dauert an
Kein greifbarer Fortschritt in Sachen amtsange-
messener Alimentation war ein enttäuschendes 
Ergebnis des jährlichen Gesprächs zwischen den 
Spitzenverbänden der Gewerkschaften und dem 
Finanzministerium zu aktuellen Themen des Be-
amtenrechtes am 26. September 2023.

Zwar räumte Rüdiger Malter, 
Staatssekretär im Finanzmi-
nisterium in Sachsen-Anhalt, 
die Notwendigkeit ein, die 
Alimentation wegen des 
mittlerweile eingeführten 
Bürgergelds zu überprüfen, 
aber wegen der Vielzahl der 
Parameter, die das Bundes
verfassungsgericht den Besol-
dungsgesetzgebern aufgege-
ben habe, seien die Prüfungen 
noch nicht abgeschlossen. 
Man wolle aber noch in die-
sem Jahr damit fertig werden 
und gegebenenfalls den Ent-
wurf eines entsprechenden 
Reparaturgesetzes zur Besol-
dung erarbeiten. 

<	 dbb enttäuscht

Iris Herfurth, erste stellvertre-
tende Vorsitzendes des dbb 
sachsen-anhalt, äußerte sich 
enttäuscht, dass Ende Sep-
tember 2023 immer noch kei-
ne greifbaren Informationen 
des Finanzministeriums vorlie-
gen: „Die Beamtinnen und 
Beamten müssen weiter auf 
eine verfassungsgemäße Be-
soldung warten.“ Der dbb, 
erwarte – wie schon in den 
Jahren 2015 bis 2021 – eine 
entsprechende Erklärung auf 
den Bezügemitteilungen. Die-
ser dbb Forderung erteilte der 
Staatssekretär allerdings eine 
klare Absage. Dazu der dbb 
Landesvorsitzende Ulrich 
Stock: „Die Beamtinnen und 
Beamten haben auf die Ver-
fassung des Landes geschwo-

ren und können erwarten, 
dass sich ihr Dienstherr 
genauso an die Verfassung 
hält. Es ist enttäuschend, dass 
nun wieder alle Beamtinnen 
und Beamten Widerspruch 
einlegen müssen.“

<	 Beurteilungsverordnung 
kommt

Weiteres Thema des Spitzen-
gesprächs war die seit Lan-
gem in Aussicht gestellte Be-
urteilungsverordnung. Nach 
Angaben von Staatssekretär 
Malter soll ein vom Kabinett 
beschlossener Entwurf den 
Spitzenverbänden zeitnah  
für zur Verfügung gestellt 
werden. 

<	 Mehr Durchlässigkeit  
im Laufbahnrecht 
angemahnt

Auf die wiederholte Nachfra-
ge des dbb zur Novellierung 
des Laufbahnrechts stellte 
Staatssekretär Malter unter 
Verweis auf den Kabinettsauf-
trag zur Vereinheitlichung der 
Laufbahnen ein Ergebnis im 
kommenden Jahr in Aussicht. 
Der dbb mahnte in diesem 
Zusammenhang nochmals 
nachdrücklich mehr Durchläs-
sigkeit an, insbesondere inner-
halb der Laufbahngruppe 2. 
Auch die Umsetzung des 
Bolognaprozesses müsse sich 
in der Laufbahnverordnung 
widerspiegeln. Die Anerken-
nung vieler Masterabschlüsse 

zum Einstieg in das zweite 
Amt der Laufbahngruppe 2 
stehe noch aus.

<	 Dauerthema  
Beihilfe-App

Zum Dauerthema in den 
jährlichen Spitzengesprächen 
hat sich die Einführung einer 
Beihilfe-App entwickelt. Über-
raschend kündigte Finanz-
staatssekretär Malter ein 
Pilotprojekt im Finanzamt 
Dessau-Roßlau an, über das 
zeitnah eine App-basierte An-
wendung für die Landesbeam-
tinnen und -beamten zur Ver-
fügung gestellt werden soll. 
„Dies muss dann aber auch 
endlich zu einer Verkürzung 
der Bearbeitungszeiten füh-
ren“, betonte Landeschef 
Ulrich Stock. Zugleich warb er 
für eine aufgabengerechte Per-
sonalausstattung der Bezüge- 
und Beihilfestelle. Eine App al-
lein werde nicht ausreichen.

<	 Zu niedriges 
Beförderungsbudget

Heftige Kritik übten die Ver
treter des dbb bei dem Spit-
zengespräch an den nur un

zureichend bereitgestellten 
Beförderungsmitteln. Das 
Festhalten an einem definitiv 
zu niedrigen Beförderungs-
budget in Höhe von fünf Milli-
onen Euro pro Jahr werde we-
der der Personalentwicklung 
noch der Kostenpauschalen 
für einzelne Beförderungs-
schritte gerecht. Für die ge-
stiegenen Pauschsätze wurde 
bislang keine Nachsteuerung 
getroffen. Das habe zur Folge, 
dass eine hohe Anzahl beför-
derungsfähiger Beamtinnen 
und Beamten auch in diesem 
Jahr wieder nicht zum Zuge 
kommen werden, kritisierten 
die Vertreter des dbb sachsen-
anhalt. Darüber hinaus lasse 
das langfristige Verfahren so-
wie die Verfügbarkeit des 
Budgets in den Dienststellen 
erst im zweiten Haushalts-
halbjahr den rechtzeitigen 
Abfluss der zugeteilten Mittel 
nicht zu. Als erschwerend er-
wies sich zusätzlich eine hohe 
Anzahl von Konkurrenzschutz-
klagen. Herfurth forderte 
deshalb, dass das Budget 
maßgeblich erhöht und die 
Übertragung der Haushalts-
mittel ins Folgejahr Standard 
werden müssen.�
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Amtsangemessene Alimentation

Widerspruch erforderlich!
Für das Jahr 2023 wird Beamtinnen und Beamten 
dringend geraten, Widerspruch gegen ihre Besol-
dung zu erheben. Denn eine entsprechende Erklä-
rung auf den Bezügemitteilungen – wie in den Jah-
ren von 2015 bis 2021 – wird es im laufenden Jahr 
nicht geben. Das hat das Finanzministerium Sach-
sen-Anhalt beim Spitzengespräch mit dem dbb 
sachsen-anhalt am 26. September angekündigt.

„Die positive Entwicklung  
der Mindestlöhne und das  
ab 1. Januar 2023 deutlich 
angehobene Bürgergeld  
sind Maßnahmen der Bun-
desregierung zur Absicherung 
des Existenzminimums, die 
die Wahrung des Mindest
abstandes zur Besoldung 
massiv infrage stellen“, be-
gründete Ulrich Stock, Lan-
desvorsitzender des dbb 
sachsen-anhalt, den Aufruf 
zum Widerspruch.

Aufgrund der beim Bundes
verfassungsgericht angestoße-
nen Verfahren und der wirt-
schaftlichen Veränderungen 
bestehe Anlass zur Annahme, 
dass die Amtsangemessenheit 

bereits seit 2022, spätestens 
jedoch 2023 nicht mehr gege-
ben sei. 

Das Bundesverfassungsgericht 
hatte zuletzt im Mai 2020 in 
zwei Entscheidungen (Az.: 2 
BvL 4/18 und 2 BvL 6/17 u. a.) 
den Prüfrahmen für die Ver
fassungsmäßigkeit der Ali
mentation hinsichtlich des 
Mindestabstandes zur sozial-
hilferechtlichen Grundsiche-
rung und der Befriedigung  
der finanziellen Mehrbedarfe 
kinderreicher Familien völlig 
neu abgesteckt und deutlich 
verschärft. Der Gesetzgeber 
wurde aufgefordert, verfas-
sungskonforme Regelungen  
zu treffen. 

Zur Umsetzung dieser Ent
scheidungen hat das Land 
Sachsen-Anhalt das 3. Gesetz 
zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 1. Dezember 
2021 erlassen (GVBl. LSA S. 550). 
Auf dessen Grundlage wurden 
ab Januar 2022 Nachzahlungen 
an die betroffenen Beamtinnen 
und Beamten geleistet.

Ferner bestand seit dem Jahr 
2015 eine Zusage des Ministe-
riums der Finanzen, dass ein 
Widerspruch gegen die Besol-
dung wegen einer möglichen 
Unteralimentierung in Sach-
sen-Anhalt entbehrlich sei. Im 
Falle einer Nachzahlungspflicht 
aufgrund einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerich-
tes würden alle Beamten, Rich-
ter und Versorgungsempfän-
ger so behandelt, als hätten sie 
im Jahr 2015 einen Antrag auf 
amtsangemessene Besoldung 
gestellt. Diese Zusage wurde 
jährlich bis zum Haushaltsjahr 
2021 erneuert. Nachdem sich 
der Gesetzgeber dafür ent-
schieden hatte, die Anpassung 
der allgemeinen Alimentation 
durch die Erhöhung der Famili-

enzuschläge für das erste und 
zweite Kind vorzunehmen, 
blieb für das Jahr 2022 aller-
dings die Zusage schon aus. 

<	 Zusätzlichen Bedarf 
geltend machen

Das Bundesverfassungsgericht 
geht bei Familien ab dem dritten 
Kind von einem zusätzlichen 
Bedarf aus, der möglicherwei-
se vonseiten der betroffenen 
Beamten in einem Antrag zu-
mindest zum Ausdruck ge-
bracht werden muss. Daher 
sind bei einer gesetzlichen 
Neuregelung der allgemeine 
Widerspruch, ein Antrag auf 
amtsangemessene Alimenta
tion beziehungsweise die bis-
lang durch das Ministerium der 
Finanzen abgegebene Zusiche-
rung nicht ausreichend.

Der dbb sachsen-anhalt hat 
seinen Mitgliedsgewerkschaf-
ten entsprechende Musterwi-
dersprüche zur Verfügung ge-
stellt. Diese können dort von 
den Mitgliedern der jeweiligen 
Gewerkschaft angefordert 
werden.�

8. Gewerkschaftstag dbb frauenvertretung sachsen-anhalt

Michaela Neersen im Amt bestätigt
Auf dem 8. Gewerkschaftstag der dbb frauenver-
tretung sachsen-anhalt am 12. Oktober 2023 in 
Magdeburg wurde Michaela Neersen mit über-
wältigender Mehrheit in ihrem Amt als Vorsitzen-
de bestätigt.

Komplettiert wird das Team 
rund um Neersen durch Janine 
Dietz (Gewerkschaft der Sozi-
alversicherung) als erste stell-
vertretende Vorsitzende sowie 
Karen Eschner (Deutsche Steuer-
Gewerkschaft) als zweite stell-
vertretende Vorsitzende. 

Anette Dölle, die bislang das 
Amt der ersten stellvertreten-
den Vorsitzenden innehatte, 
stand für eine weitere Kandi-
datur nicht mehr zur Verfü-
gung. Sie sicherte aber ihren 
Verbleib in der Hauptver-
sammlung und ihre uneinge-

<	 Der neu gewählte Vorstand: Karen Eschner (DSTG), zweite stellvertreten-
de Vorsitzende, Michaela Neersen (GdV), Vorsitzende der dbb frauenver-
tretung sachsen-anhalt, sowie Janine Dietz (GdS), erste stellvertretende 
Vorsitzende (von links)
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BTB Sachsen-Anhalt unter neuer Führung
Unter dem Motto „Digitalisierung“ fand der Lan-
desgewerkschaftstag des Bundes der Technischen 
Beamten (BTB) Sachsen-Anhalt am 20. September 
2023 in Magdeburg statt. Rainer Kießling wurde 
zum neuen Landesvorsitzenden gewählt.

„Es gibt in den nächsten fünf 
Jahren viel zu tun. Wir werden 
die politischen Gespräche mit 
den Landtagsfraktionen und 

zuständigen Fachressorts 
schnellstmöglich aufnehmen“, 
kündigte Kießling nach seiner 
Wahl an.

Der neue BTB-Landesvorsitzen-
de ist von Beruf Vermessungs-
ingenieur, 54 Jahre alt, verhei-
ratet und hat drei Kinder. Seit 
über 20 Jahren ist er Mitglied 
im BTB Sachsen-Anhalt und in 
unterschiedlichen ehrenamtli-
chen Funktionen für die Ge-
werkschaft tätig. So leitet er 
die Landesfachgruppe Vermes-
sung und Landentwicklung im 
BTB Sachsen-Anhalt. 

Dem neuen Führungsteam des 
BTB Sachsen-Anhalt gehören 
außerdem an: Frank Weigelt 
(stellvertretender Vorsitzender), 
Robert Lange (Kasse), Volker 
Charné (Schriftführer), Heike 
Jacobs (Frauen- und Jugendver-
treterin), Lutz Schleef (Beauf-
tragter für Senioren), Carsten 
Sielbeck (Referent Öffentlich-
keitsarbeit), Steffen Lorenz 
(Beauftragter Tarifangelegen-

schränkte Unterstützung der 
Frauenarbeit zu. 

Der Gewerkschaftstag als 
höchstes Beschlussgremium 
der dbb frauenvertretung sach-
sen-anhalt ist eine der weni-
gen Gelegenheiten für Frauen 
aller im dbb sachsen-anhalt 
vertretenen Mitgliedsgewerk-
schaften, sich in großer Runde 
auszutauschen. 

<	 Weichen gestellt

In insgesamt sieben Anträgen 
haben die 41 Delegierten des 
Gewerkschaftstags die Wei-
chen für die frauen- und 
gleichstellungspolitische Ar-
beit der dbb frauenvertretung 
sachsen-anhalt in den nächs-
ten fünf Jahren gestellt.

Gefordert werden insbeson-
dere ein modernes Gleich
stellungsgesetz für Sachsen-
Anhalt, der Ausbau und die 
Förderung mobilen Arbeitens 
in der Landes- und Kommu-

nalverwaltung Sachsen-An-
halt, die Digitalisierung der 
Verwaltung sowie die Moder-
nisierung und der Ausbau der  
Fort- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten. Weitere Ziele sind 
ein verbindliches, geschlech-
tergerechtes Gesundheitsma-
nagement in der Landes- und 
Kommunalverwaltung, die 
Stärkung des gewerkschaft
lichen Engagements sowie 
zielgerechte Regelungen für 
die Rückkehr aus Teilzeit- in 
die Vollzeitarbeit.

<	 Öffentliche Veranstal­
tung mit interessanten 
Gästen

Gäste der öffentlichen Veran-
staltung des Gewerkschafts
tages waren Sarah Schulze, 
Gleichstellungsbeauftragte von 
Sachsen-Anhalt, Milanie Kreutz, 
Bundesvorsitzende der dbb 
frauenvertretung und stellver-
tretende Bundesvorsitzende des 
dbb, sowie Iris Herfurth, erste 

stellvertretende Vorsitzende 
des dbb sachsen-anhalt.

Michaela Neersen ließ in ihrer 
Antrittsrede keinen Zweifel am 
künftigen Kurs der frauenpoliti-
schen Arbeit: „Das Frauenförder-
gesetz muss zu einem Gleich-
stellungsgesetz modernisiert 
werden. Frauen müssen mehr 
Leitungsfunktionen in der Ver-
waltung übernehmen und auf 
ihrem Weg dahin unterstützt 
werden. In dieser Wahlperiode 
muss in Sachsen-Anhalt endlich 
wieder moderne Gleichstel-
lungspolitik gemacht werden!“ 

Die Landesgleichstellungsbe-
auftragte Sarah Schulze, die 
den Frauen des dbb sachsen-
anhalt zunächst für ihre Unter-
stützung dankte, bezeichnete 
ein modernes Landesgleichstel-
lungsgesetz nur als ersten An-
satz für gelebte Gleichberechti-
gung. Ein solches Gesetz müsse 
darüber hinaus eine Reichweite 
haben, die über die Landesver-
waltung hinausgeht. 

Die Bundesvorsitzende der 
dbb frauen, Milanie Kreutz, 
betonte in ihrem Grußwort 
die hervorragende Zusam-
menarbeit mit Michela Neer-
sen, die auch stellvertretende 
Bundesvorsitzende der dbb 
frauen ist. Sachsen-Anhalt 
liege ihr durch die großartige 
Arbeit von Michaela Neersen 
in besonderer Weise am Her-
zen. Im Hinblick auf die gesell-
schaftspolitische Situation be-
tonte Kreutz: „Angesichts der 
aktuellen Lage kämpfen wir 
derzeit oft darum, den Status 
quo der Gleichberechtigung 
zu halten.“ Mit Nachdruck ap-
pellierte sie an die Delegier-
ten, die weiterführenden Ziele 
nicht aus den Augen zu verlie-
ren, auch wenn dies derzeit 
viel Kraft erfordere.

Iris Herfurth, erste stellvertre-
tende Vorsitzende des dbb 
sachsen-anhalt, die auch die 
Grüße des Landesvorsitzenden 
des dbb sachsen-anhalt über-
brachte, unterstrich in ihrem 
Grußwort, wie wichtig ein star-
ker Zusammenhalt, gemeinsa-
mes Agieren und Kämpfen des 
gesamten dbb im Hinblick auf 
die anstehende Einkommens-
runde der Länder seien. 

Der alte wie auch der neue 
Vorstand machten im Verlauf 
des Tages immer wieder deut-
lich, wie wertvoll, konstruktiv 
und wichtig die Zusammenar-
beit mit den Frauen aus den 
Mitgliedsgewerkschaften für 
das Führungsgremium sei. �

<	 „Ein starker Zusammenhalt, ge-
meinsames Agieren und Kämp-
fen des gesamten dbb sind 
wichtig“, so Iris Herfurth, erste 
stellvertretende Landesvorsit-
zende des dbb sachsen-anhalt.

<	 „Das Frauenfördergesetz muss 
zu einem Gleichstellungsgesetz 
modernisiert werden“, forderte 
Michaela Neersen, Vorsitzende 
der dbb frauenvertretung sach-
sen-anhalt.

<	 Bundesvorsitzende Milanie 
Kreutz lobte die hervorragende 
Zusammenarbeit mit Michaela 
Neersen, die auch stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der 
dbb frauen ist.
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heiten) sowie die Vorsitzenden 
der drei Landesfachgruppen 
Lebensmittelchemie, Straßen- 
und Hochbau sowie Vermes-
sung und Landentwicklung.

Der langjährige Landesvorsit-
zende Manfred Jacobs stand 
altersbedingt für eine Wieder-
wahl nicht mehr zur Verfügung 
und wurde für seine Verdienste 
beim Gewerkschaftstag geehrt. 

<	 Arbeitsschwerpunkte 
festgelegt

Nach den Neuwahlen des Vor-
standes legten die Delegierten 
die Arbeitsschwerpunkte des 
BTB Sachsen-Anhalt für die 
nächsten fünf Jahre fest. So 
sollen die Digitalisierung der 
Beihilfeverfahren vorangetrie-
ben, die Laufbahngruppen fle-
xibler gestaltet und das 49-Eu-
ro-Ticket auch als Jobticket 
etabliert werden. Außerdem 
will der BTB Sachsen-Anhalt 
erreichen, dass die Ausbildung 
zum Vermessungstechniker im 
Landesamt für Vermessung 
und Geoinformation Sachsen-
Anhalt (LVermGeo) wegen des 
fachlichen Bedarfs reaktiviert 
und die Beamtenausbildung 
erste Laufbahngruppe zweites 
Einstiegsamt (ehemals mittle-
rer Dienst) wieder im LVerm-
Geo eingerichtet wird. 

„Mit meinem Team werde ich 
mich nicht nur den neuen vom 
Gewerkschaftstag beschlosse-
nen Aufgaben widmen, sondern 
mich auch fachübergreifend für 
alle Themen aus den Fachgrup-
pen des BTB Sachsen-Anhalt 
einsetzen“, betonte Kießling. 
Ferner kündigte er an, die Arbeit 
des Landesvorstandes des BTB 
transparenter durch eine ent-
sprechende Öffentlichkeits
arbeit gestalten zu wollen.

<	 Mehr Arbeit mit  
weniger Personal

Zur öffentlichen Veranstaltung 
konnte der BTB den Staatsse-
kretär beim Ministerium für Inf-
rastruktur und Digitales, Bernd 
Schlömer, den Präsidenten der 
Landesstraßenbaubehörde 

Sachsen-Anhalt, Stefan Hörold, 
den Bundesvorsitzenden des 
BTB, Jan-Georg Seidel, den Lan-
desvorsitzenden des dbb sach-
sen-anhalt, Ulrich Stock, sowie 
Vertreter der Fraktionen Die 
Linke, FDP und Bündnis 90/Die 
Grünen begrüßen.

Der dbb Landesvorsitzende 
Ulrich Stock betonte in seinem 
Grußwort, dass durch die Spar-

maßnahmen der Landesregie-
rung in den letzten Jahrzehn-
ten immer weniger Personal 
immer mehr Aufgaben bewäl-
tigen müsse. „Das Problem 
kann auch nicht durch künstli-
che Intelligenz (KI) gelöst wer-
den. Denn wer KI will, muss 
diese mit den entsprechenden 
Daten ‚füttern‘. Daten müssen 
gesammelt und digitalisiert 
werden“, gab Stock zu beden-
ken. Die Politik müsse deshalb 
nicht nur modern denken, son-
dern auch modern handeln. 

Unverständnis zeigte Stock mit 
Blick auf die Besoldung darü-
ber, dass der Dienstherr zwar 
zu Recht von seinen Beamtin-
nen und Beamte Verfassungs-
treue verlange, es aber selbst 
nicht für nötig halte, seine Be-
amtinnen und Beamten amts-
angemessen zu alimentieren. 

<	 Beamtenlaufbahnen 
durchlässiger gestalten

Der Staatssekretär beim Minis-
terium für Infrastruktur und 
Digitales, Bernd Schlömer, ver-

wies auf durchaus nennens-
werte Erfolge bei der Digita
lisierung, wie etwa bei der 
Auszahlung der Energiekosten-
pauschale an Studenten. Die 
digitale Antragsabwicklung 
wurde maßgeblich von Sach-
sen-Anhalt mitentwickelt. 
Nach Auffassung des Staats
sekretärs sollen die Digitali
sierung und KI in erster Linie 
Personallücken schließen. 

Aufgeschlossen zeigte sich 
Schlömer gegenüber der For-
derung des BTB, die techni-
schen Beamtenlaufbahnen 
durchlässiger zu gestalten und 
berufsbegleitende Masterab-
schlüsse finanziell zu entloh-
nen. Er sehe hier aber erhebli-
che Schwierigkeiten bei der 
Überwindung „verkrusteter“ 
Strukturen des Beamtenrechts 
von Sachsen-Anhalt.

<	 Digitalisierung 
vorantreiben

Der BTB-Bundesvorsitzende 
Jan-Georg Seidel verwies auf 
viel zu komplexe Aufgaben in 
der Verwaltung. „In der Ver-
gangenheit mussten besonde-
re Ereignisse wie Hochwasser 
oder Corona passieren, um die 
Digitalisierung der Verwal-
tung voranzubringen. Die da-
bei entstandene Wertschät-
zung für die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst ist aber 
schon wieder in der Politik 
verloren gegangen“, kritisierte 
Seidel. Bei der Nachwuchs
gewinnung setzt der BTB- 
Bundesvorsitzende in erster 
Linie auf Ausbildung. Ange-
sichts des Tarifergebnisses  
bei Bund und Kommunen 
sowie der Bahn hält Seidel 
schließlich bei der anstehen-
den Einkommensrunde der 
Länder ein angemessenes Ta-
rifergebnis für unverzichtbar, 
um langfristig konkurrenz
fähig zu bleiben.

Landtagsabgeordneter Guido 
Kosmehl (FDP) warf schließ-
lich der Landespolitik vor, die 
Digitalisierung in der Vergan-
genheit verschlafen zu haben. 
Auch Kosmehl räumte ein, 
dass Digitalisierung den Men-
schen nicht vollkommen er-
setzen könne. Aus- und Fort-
bildung der Beschäftigten 
seien weiterhin zwingend 
notwendig. �

<	 Ehrenamtliche Richterinnen und Richter berufen

Zum 1. September 2023 wurden folgende Kolleginnen und Kolle-
gen zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern in der Sozial
gerichtsbarkeit berufen beziehungsweise wiederberufen:

Sozialgericht Halle: Gabriele Bartsch (BTB), Andreas Braun 
(VDStra.), Kerstin Brietenhagen (VDStra.), Babett Endler (GdS),  
Viola Janßen (GdS), Heike Marita Karpke (GdS), Kevin Köhler (GdS), 
Frank Kolodzik (VDStra.), Stefan Olschak (DVG), Michael Reinsberg 
(VDStra.), Manuela Schwarzwald (GDL)

Sozialgericht Magdeburg: Michael Englerth (VDStra.), Rüdiger Otte 
(GDL), Frank Schmiedel (GDL), Sandy Schönfuß (GDL), Thomas 
Scholz (GDL), Uwe Thormann (GDL). 

Sozialgericht Dessau-Roßlau: Uwe Stietz (VDStra.), Holger West-
phal (GDL).

Landessozialgericht: Matthias Frommholz (GdS), Bianca Gohlisch 
(GdS), Anja Kumke (GdS), Heike Wolf (GdS).

<	 Volker Charné (Schriftführer), Carsten Sielbeck (Referent Öffentlichkeits-
arbeit), Manfred Jakobs (scheidender Vorsitzender des BTB), Rainer Kieß-
ling (neu gewählter Vorsitzender des BTB), Frank Weigel (stellvertretender 
Vorsitzender des BTB), Lutz Schleef (Referent Senioren) und Dieter Engel-
mann (scheidender Kassenwart und Ehrenmitglied des BTB) (von links)
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Am 18. November 2023 – 11 bis 14 Uhr in Erfurt

Wir löffeln gemeinsam die Suppe aus 
Der tbb beamtenbund und tarifunion thüringen wird gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaf-
ten am 18. November 2023 in der Zeit von 11 bis 14 Uhr vom Landtag zur Staatskanzlei laufen. 
Eine symbolische Suppe, die wir schon seit Jahren auslöffeln müssen, wird an alle Teilnehmer 
ausgegeben. Du bist herzlich eingeladen! Komm vorbei! Denn du bist es wert!

Schleppende Digitalisierung, ein zunehmender Fachkräfte-
mangel und die Herausforderungen des demografischen 
Wandels:

Diese und zahlreiche weitere Probleme im öffentlichen Dienst 
sind für uns nicht neu, sondern beschäftigen uns als Verbän-
de und Gewerkschaften schon seit Jahren.

Teilweise über Jahrzehnte wurden der Staat und die Verwal-
tung zusammengespart.

Der Staat funktioniert jedoch nicht ohne Menschen – ohne 
UNS, denn diese Menschen sind WIR, die Kolleginnen und 
Kollegen des öffentlichen Dienstes bei Bund, Land und Kom-
munen.

WIR MACHEN STAAT! Jederzeit. Rund um die Uhr.  
Auch in Krisen.

WIR sind diejenigen, die die Suppe auslöffeln müssen.

WIR sind diejenigen, die die jahrelange Sparpolitik im 
öffentlichen Dienst aushalten.

WIR sind diejenigen, die einen funktionierenden Staat 
aufrechterhalten.

UNS fehlt es an allem.

UNS fehlt es an Kolleginnen und Kollegen, die die 
wachsenden Herausforderungen schultern.

UNS fehlt es an modernen Arbeitsbedingungen,  
die unsere Arbeit erleichtern.

UNS fehlt es nicht nur an mehr Schultern, auf die das MEHR  
an zusätzlicher Arbeit, die durch das MEHR an Gesetzen uns 
auferlegt wurde, verteilt werden kann. 

UNS fehlt es nicht nur an MEHR Erleichterungen, die durch 
mehr Digitalisierung kämen. Uns fehlt es am MEHR!

WIR sind MEHR wert!

Und WIR sind VIELE.

Lasst UNS daher zusammenrücken und für bessere Bedin
gungen aktiv werden.

Deshalb wird der tbb beamtenbund und tarifunion thürin-
gen gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften am 18. No-
vember 2023 in der Zeit von 11 bis 14 Uhr vom Landtag zur 
Staatskanzlei laufen. Eine symbolische Suppe, die wir schon 
seit Jahren auslöffeln müssen, wird an alle Teilnehmer aus-
gegeben.

Lasst uns ins Gespräch kommen und das WIR voranbringen!

#gemeinsammehrerreichen 
#Wertschätzung jetzt  
#öffentlicherDienst 
#Demokratie 
#heißeSuppestattleereWorte
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Forderungsfindung TV-L 2023

Thüringer Vertreter bei der 
Bundestarifkommission in Berlin
Am 11. Oktober hat die Bundestarifkommission 
des dbb ihre Einkommensforderung für die Tarif-
runde der Länder beschlossen. Vor Ort mit dabei 
waren der tbb Landesvorsitzende Frank Schön-
born und sein Stellvertreter Uwe Allgäuer. 

Im Einzelnen lauten die 
Forderungen:

>	10,5 Prozent, mindestens 
jedoch 500 Euro. 

>	Erhöhung der Entgelte der 
Auszubildenden, Studieren-
den und Praktikantinnen und 
Praktikanten um 200 Euro 
monatlich. 

>	Unbefristete Übernahme der 
Auszubildenden und Dual 

Studierenden nach erfolg-
reich abgeschlossener Aus
bildung in eine Vollzeit
beschäftigung.

>	12 Monate Laufzeit.

Es sind drei Verhandlungsrun-
den, und zwar am 26. Oktober, 
am 2. und 3. November sowie 
vom 7. bis 9. Dezember 2023, 
vereinbart worden. 
�  

Personalfragen im Bildungsbereich

Gemeinsames Konzept zu Mehrarbeit 
und Seiteneinsteigern unterzeichnet
Der tbb beamtenbund und tarifunion thüringen 
sowie seine Bildungsgewerkschaften thüringer 
lehrerverband (tlv), Thüringer Philologenverband 
(TPhV) und Berufsschullehrerverband Thüringen 
(BLV) haben am 25. September gemeinsam mit 
Bildungsminister Helmut Holter zwei Vereinba-
rungen unterzeichnet, die die Arbeitsbedingun-
gen im Schuldienst des Landes verbessern sollen.

Die Vereinbarungen betreffen 
zum einen eine Verbesserung 
der Seiteneinstiegsmöglich
keiten in den Thüringer Schul-
dienst, zum anderen eine 
Zielvereinbarung über die 
rechtlichen Voraussetzungen 
für faire Mehrarbeit und für 
ein Unterrichtskontomodell.

Konkret wollen die beteilig-
ten Gewerkschaften, zu de-
nen auch die DGB-Gewerk-
schaft GEW zählt, ein Modell 
entwickeln, das freiwillige 
Mehrarbeit wie auch dafür 
gewährte attraktive Ver
gütungsmöglichkeiten 
umfasst.

Unterzeichnet wurden die 
Vereinbarungen vonseiten 
des tbb durch Frank Fritze  

(tlv und tbb), Heike Schimke 
(TPhV) und Mario Köhler 
(BLV).�

<	 Heike Schimke (Thüringer Philologenverband), Kathrin Vitzhum (Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft Thüringen), Helmut Holter (TMBJS), 
Mario Köhler (Berufsschullehrerverband Thüringen), Frank Fritze (thüringer 
lehrerverband/tbb beamtenbund und tarifunion thüringen) (von links)

<	 Uwe Allgäuer (tbb), Volker Geyer (dbb), Frank Schönborn (tbb) (von links)
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DSGVO-Schulung

Datenschutz in der Gewerkschaftsarbeit
Gewerkschaftlicher Daten-
schutz ist verpflichtend und 
darf nicht vernachlässigt wer-
den. Der tbb beamtenbund 
und tarifunion thüringen hat 
deshalb am 25. Oktober 2023 
in Erfurt eine Schulung zum 
Thema Datenschutz für seine 

Mitgliedsgewerkschaften 
durchgeführt.

Auf dem Programm standen 
neben den Rechtsgrundlagen 
und Grundsätzen des Daten-
schutzes der richtige Umgang 
mit zweckgebundenen Mit

gliederdaten, die gesetzlichen 
Pflichten der Verantwortlichen 
und der Umgang mit Mitglie-
deranfragen, speziell deren 
Archivierung. 

Auch die für den Datenschutz 
notwenigen technischen und 

organisatorischen Maßnah-
men (TOMs) wurden aufge-
zeigt und erläutert. Referentin 
Schall-Kowalski gestaltete das 
Thema lebhaft und ging aus-
führlich auf die Fragen der 
Teilnehmer ein.  
�

9. Landeshauptvorstandssitzung am 20. Oktober 2023 in Erfurt

Frank Fritze neues 
Landesleitungsmitglied
Frank Fritze wurde auf der 9. Landeshauptvor-
standssitzung des tbb zum stellvertretenden 
Landesvorsitzenden gewählt und ergänzt damit 
das Landesleitungsteam des tbb um den Landes-
vorsitzenden Frank Schönborn.

Die Nachwahl war erforderlich 
geworden, weil Uwe Sommer-
mann (tlv thüringer lehrer
verband) im Sommer aus ge-
sundheitlichen Gründen sein 
Mandat niederlegt hatte.

Frank Fritze gehört wie sein 
Amtsvorgänger dem tlv thü-
ringer lehrerverband an, des-
sen kommissarischer Landes-
vorsitzender er ist. Fritze 
bringt aus dem tlv eine über 

15-jährige Erfahrung in der 
Leitung der Verbandsarbeit 
mit und ist zudem gestande-
nes Personalratsmitglied. Im 
tbb wird er die Bereiche Bil-
dung/Hochschule und Öffent-
lichkeitsarbeit übernehmen.

Außerdem wurden auf der 
Landeshauptvorstandssitzung 
Robert Schöne als neues Bei-
ratsmitglied im Landesvor-
stand sowie Jörg Wimmler  
als Kassenprüfer nachge- 
wählt. Beide kommen aus  
den Reihen der DStG Deut- 
sche Steuer Gewerkschaft  
LV Thüringen und werden im 
Ehrenamt wichtige Funktio-
nen in den Gremien des tbb 
übernehmen.�

<	 Frank Fritze (links) wurde auf der 7. Landeshauptvorstandssit-
zung als neues Mitglied der tbb Landesleitung gewählt.

<	 Herzliche Glückwünsche zur Wahl als Beisitzer im  
tbb Landesvorstand gehen an Robert Schöne (rechts) 
von der DSTG.

<	 Der neue Kassenprüfer Jörg Wimmler von der DSTG 
Thüringen (links) wurde vom Landesvorsitzenden Frank 
Schönborn im Gremium Landeshauptvorstand begrüßt.
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NachWuchsKampagne

Für mehr Weiterbildungsmöglichkeiten 
im öffentlichen Dienst – gute Fachkräfte 
bekommt man nicht geschenkt!
Der öffentliche Dienst braucht einen Kulturwandel hin zum lebenslangen 
Lernen. Das betont auch Saskia Grimm, die Vorsitzende der dbb jugend 
thüringen: „Jeder Mensch im öffentlichen Dienst muss die Möglichkeit zu 
Fortbildungen erhalten – egal ob Führungskräfte, Mitarbeiter oder junge 
Menschen, die gerade mit der Ausbildung fertig geworden sind. Der Mensch 
lernt ein Leben lang, so abgedroschen das auch klingen mag.“

Gerade für junge Menschen 
sind die Möglichkeiten zur be-
ruflichen Weiterentwicklung 
wichtig und sie machen daran 
häufig die Attraktivität eines 
Arbeitgebers fest. Um dem 
Nachwuchsmangel im öffent
lichen Dienst entgegenzuwir-
ken, ist es folglich essenziell,  
in Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen zu investieren.

Studienergebnisse zeigen  
jedoch, dass der öffentliche 
Dienst auf diesem Gebiet Ver-
besserungsbedarf hat. Er stellt 
lediglich ein halb so hohes 
Weiterbildungsbudget zur Ver-
fügung wie Unternehmen der 
freien Wirtschaft (Stifterver-
band für die Deutsche Wissen-
schaft e. V., 2021). Investitio-
nen in gut ausgebildetes 
Fachpersonal dürfen nicht als 
reiner Kostenfaktor, sondern 
müssen als wertvolle Ressour-
ce angesehen werden. 

<	 Handlungsbedarf im 
öffentlichen Dienst

Anforderungen und Rahmen-
bedingungen der Beschäfti-
gung verändern sich zuneh-
mend dynamisch. Um dieser 
Entwicklung gerecht zu wer-
den, braucht es ein umfassen-
des Weiter- und Fortbildungs-
angebot im öffentlichen 
Dienst. Hier besteht Hand-
lungsbedarf: Weiterbildungen 
müssen sich im öffentlichen 

Dienst als fester Bestandteil 
der Arbeitswelt etablieren, um 
den modernen Herausforde-
rungen gerecht zu werden.

Doch gerade damit sei es häu-
fig schlecht bestellt, so die 
Landesjugendleiterin Saskia 
Grimm. „Wir hören zu oft, dass 
jemand keine Fortbildung er-
halten hat. Häufig steht die 
Technik nicht zu Verfügung, um 
Schulungen gegebenenfalls 
auch digital anzubieten bezie-
hungsweise wahrzunehmen zu 

können. Wenn Technik zur Ver-
fügung steht, reicht diese häu-
fig nicht aus, um allen Beschäf-
tigten eine Teilnahme an der 
Veranstaltung zu ermöglichen.“

<	 Digitales Lernen 
ausbauen

Im digitalen Lernen verberge 
sich jedoch eine große Chance. 
Durch den Digitalisierungs-
schub während der COVID-19- 
Pandemie konnten Weiterbil-
dungsangebote in diesem For-

mat erweitert werden. Nach den 
Ergebnissen des Stifterverban-
des (2021) stieg in den Behörden 
der Anteil digitaler Weiterbildun-
gen von fünf auf 65 Prozent. Da-
ran muss weiterhin festgehalten 
und das Bildungsangebot allge-
mein erweitert werden, denn so 
lassen sich Ausfallzeiten und 
Kosten minimieren. 

Alles im allem muss der öffent-
liche Dienst in Weiter- und Fort-
bildungsangebote investieren 
und diese allen Beschäftigten 
zugänglich machen, um den 
wandelnden gesellschaftlichen 
Herausforderungen gerecht 
und innovativer zu werden. 
Auch junge Menschen erwarten 
dies vom öffentlichen Dienst als 
Arbeitgeber, denn gute Fach-
kräfte bekommt man nicht 
geschenkt! �
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